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Neue Klagerechte
für Umweltverbände

EUROPÄISCHER GERICHTSHOF  Beschränkung von Rechten für Verbände gekippt

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat
die Möglichkeiten von Umweltverbänden,
industrielle Genehmigungsprojekte anzu-
greifen, deutlich erweitert. Ein erweiterter
gerichtlicher Prüfungsumfang und längere
Verfahrensdauern werden die Folge sein.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit bei
Großprojekten ist mit der Diskussion um
„Stuttgart 21“ in aller Munde. Sie ist jedoch
keine neue Erfindung. Besonders ausgeprägt
ist sie im Bereich des Umweltrechts, wo Um-
weltverbände als „Anwälte der Natur“ die
Durchsetzung von Umweltbelangen för-
dern. Die Mitwirkung von Umweltverbän-
den ist auch seitens der EU erwünscht. So
verlangt die europäische Richtlinie über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), dass
nicht nur betroffene Bürger, sondern auch
Umweltschutzorganisationen gerichtlich
gegen umweltrelevante Projekte vorgehen
dürfen. 

Im Rahmen der deutschen Umsetzung
dieser Richtlinie blieben die Klagerechte von
Umweltverbänden aber auf solche Normen
beschränkt, die zugleich Rechte Einzelner be-
gründen. Als solche wurden von der Recht-
sprechung bislang im Wesentlichen die der
Gefahrenabwehr dienenden Vorschriften
anerkannt. Nicht hierunter fallen jedoch die
Vorschriften, die lediglich Allgemeininteres-
sen verwirklichen. Hierbei handelt es sich
z. B. um das Vorsorgeprinzip, das etwa bei In-
dustrieanlagen die Einhaltung des Standes
der Technik verlangt, oder den Schutz von
Flora-Fauna-Habitat(FFH)-Gebieten. Durch
diese Beschränkung der Klagebefugnisse
wollte der Gesetzgeber Umweltverbände

nicht besser stellen als betroffene Bürger, die
sich ebenfalls nur auf ihrem Schutz dienende
Vorschriften berufen können. Ob diese deut-
sche Beschränkung mit dem EU-Recht ver-
einbar war, blieb jahrelang umstritten. 

Im Fall des EuGH kam es nun zum
Schwur: Der Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND) hatte vor dem
Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster 
eine Vorgenehmigung für das Trianel-Kohle-
kraftwerk in Lünen angegriffen. Er hatte
geltend gemacht, dass die Vorgaben der 

europäischen FFH-Richtlinie und ihre
Umsetzungsnormen im deutschen Wasser-
und Naturschutzrecht nicht eingehalten
würden. 

Das OVG Münster ging zwar davon aus,
dass die Vorwürfe des BUND zutrafen, konn-
te der Klage jedoch nicht stattgeben. Denn
die verletzten Vorschriften begründen keine
Rechte Einzelner, sondern dienen lediglich
dem Allgemeininteresse. Nach deutscher
Lesart war der BUND folglich nicht klagebe-

fugt. Wegen europarechtlicher Zweifel an
dieser Lösung, insbesondere mit Blick auf die
Vorgaben der UVP-Richtlinie, legte das OVG
Münster den Fall dem EuGH vor. 

Der EuGH hat am 12. Mai (Az.: C-115/09)
entschieden, dass die deutsche Beschrän-
kung der Klagemöglichkeiten von Umwelt-
verbänden europarechtswidrig ist. Sie stehe
dem Ziel der UVP-Richtlinie entgegen, der
betroffenen Öffentlichkeit einen weiten Zu-
gang zu Gerichten zu gewähren. Außerdem
widerspräche es dem Effektivitätsgrundsatz,
wenn Umweltverbände nicht gegen die Ver-
letzung von Umweltvorschriften vorgehen
könnten, nur weil diese Interessen der Allge-
meinheit schützten. Ihre Klagebefugnis er-
strecke sich vielmehr auf die Verletzung
sämtlicher im EU-Recht begründeter Geneh-
migungsanforderungen für Projekte mit
Umweltauswirkungen. Wenn das deutsche
Recht diese Möglichkeit nicht hergebe, sei
der entscheidende Art. 10a der UVP-Richtli-
nie direkt anzuwenden.

Die Entscheidung hat erhebliche Auswir-
kungen auf die künftige Genehmigung von
umweltrelevanten Projekten wie Kraftwer-
ken, Windfarmen oder Hochspannungslei-
tungen. Der gerichtliche Prüfungsumfang
und die ohnehin schon beachtliche Verfah-
rensdauer werden weiter zunehmen. Da der
entscheidende Art. 10a der UVP-Richtlinie
bis zum 25. Juni 05 in nationales Recht um-
zusetzen war, wird teilweise sogar eine Rück-
wirkung des EuGH-Urteils auch auf die seit
dem Ablauf der Umsetzungsfrist ergange-
nen Genehmigungen diskutiert. Gerade mit
Blick auf die angestrebte möglichst rasche
Energiewende ergeben sich somit neue Hür-
den für Genehmigungsverfahren.

Strom und Gas
Zuschläge: 
Freiberg (Mittelsachsen), Freiberger Strom-
versorgung, Freiberger Erdgas, verlängert,
bei Strom zwei Ortsteile bislang EnviaM, bei
Gas ein Ortsteil bislang Erdgas Südsachsen.
Amt Schenefeld (Steinburg, Schleswig-Hol-
stein), bei Strom 22 Gemeinden mit Schles-
wig-Holstein Netz verlängert, eine Gemein-
de mit Stadtwerken Itzehoe, bislang Schles-
wig-Holstein Netz, bei Gas drei Gemeinden
mit Schleswig-Holstein Netz verlängert.
Seesen (Goslar, Niedersachsen), Harz Ener-
gie, verlängert.
Amt Wilstermarsch, fünf Gemeinden (Stein-
burg, Schleswig-Holstein), Schleswig-Hol-
stein Netz.

Auslaufende Verträge: 
Bad Oeynhausen (Minden-Lübbecke, NRW),
zw. 30.1.13 und 14.09.14
Bernau (Barnim, Brandenburg), 31.12.12
Crimmitschau (Zwickau, Sachsen), Verbund-
werke Südwestsachsen, zw. 10.5. und 28.06.13
Geesthacht (Herzogtum Lauenburg, Schles-
wig-Holstein), 6.9.13
Hürtgenwald (Düren, NRW), RWE, 30.6.13
Leverkusen (NRW), Energieversorgung Lever-
kusen, 31.12.11
Löhne (Herford, NRW), zw. 10.11.13 und 21.12.14
Versmold (Gütersloh, NRW), Strom- und Gas-
versorgung Versmold, zw. 3. und 30.6.13

Strom
Zuschläge: 
VG Altenkirchen (Altenkirchen, Rheinland-
Pfalz), Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr (38
Gemeinden), Süwag (eine Gemeinde).
VG Daaden (Altenkirchen, Rheinland-Pfalz),
Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr.
SG Elbtalaue, Städte Dannenber und Hitz-
acker sowie sieben Gemeinden (Lüchow-
Dannenberg, Niedersachsen), EVE Energie-
versorgung Elbtalaue, bislang Eon Avacon
(Dannenberg, Teile von Hitzacker, fünf Ge-
meinden vollständig, eine Gemeinde teilwei-
se), Elektrizitätswerk Dahlenburg (Teile von
Hitzacker und einer Gemeinde), SVO (Teil ei-
ner Gemeinde).
Eschwege, Stadtteil Albungen (Werra-Meiß-
ner-Kreis, Hessen), Stadtwerke Eschwege,
bislang Eon Mitte.
VG Flammersfeld (Altenkirchen, Rheinland-
Pfalz), Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr (25
Gemeinden), Süwag (zwei Gemeinden).
SG Gartow, drei Gemeinden (Lüchow-Dan-

nenberg, Niedersachsen), Eon Avacon, ver-
längert.
VG Gebhardshain (Altenkirchen, Rheinland-
Pfalz), Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr.
VG Hamm (Altenkirchen, Rheinland-Pfalz),
Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr.
Haunetal (Hersfeld-Rotenburg, Hessen),
Üwag Fulda für 12 Ortsteile, Eon Mitte für
drei Ortsteile, verlängert.
VG Kirchen (Altenkirchen, Rheinland-Pfalz),
Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr.
VG Wissen (Altenkirchen, Rheinland-Pfalz),
Eon Mitte, bislang RWE Rhein-Ruhr.

Auslaufende Verträge:
Lehre, sieben Ortschaften (Helmstedt, Nie-
dersachsen), Eon Avacon, 2.6.13
VG Lingenfeld, fünf Ortsgemeindem (Ger-
mersheim, Rheinland-Pfalz), Pfalzwerke, zw.
1.7. und 7.10.13
Odenthal (Rheinisch-Bergischer Kreis, NRW),
Belkaw, 30.6.13
Senftenberg, fünf Ortsteile (Oberspreewald-
Lausitz, Brandenburg), zw. 31.3. und 31.12.14
Vlotho (Herford, NRW), 22.12.13

Gas
Zuschläge: 
Bernburg, Ortsteil Baalberge (Salzland, Sach-
sen-Anhalt), Stadtwerke Bernburg, bislang
Mitgas.
Melsdorf (Rendsburg-Eckernförde, Schles-
wig-Holstein), Stadtwerke Kiel, verlängert.
Oranienburg, sechs Ortsteile (Oberhavel,
Brandenburg), EMB, verlängert.

Auslaufende Verträge: 
Bad Schwartau (Ostholstein, Schleswig-Hol-
stein), Stadtwerke Lübeck, 21.4.13
Blaubeuren (Alb-Donau-Kreis, Baden-Würt-
temberg), Technische Werke Blaubeuren,
13.6.13
Buseck (Gießen, Hessen), Stadtwerke Gie-
ßen, 8.9.13
Durach (Oberallgäu, Bayern), Erdgas Schwa-
ben, 10.1.13
Ehringshausen (Lahn-Dill, Hessen), Eon Mit-
te, 31.5.13
Kolkwitz (Spree-Neiße, Brandenburg), Spree-
gas, 9.6.13
Lübbenau (Oberspreewald-Lausitz, Branden-
burg), zw. 25.2.13 und 31.7.15
Marktoberdorf (Ostallgäu, Bayern), Erdgas
Schwaben, 22.11.12
Amt Neuhardenberg, neun Ortsteile in drei
Gemeinden (Märkisch-Oderland, Branden-
burg), EWE, zw. 12.7.13 und 14.6.14

K O N Z E S S I O N S P O K E R

Von RA DR. JAN SEIDEL, 
Kanzlei Heuking Kühn Lüer Wojtek, Düsseldorf

Der gerichtliche
Prüfungsumfang und die

ohnehin schon beachtliche
Verfahrensdauer werden

bei Großprojekten wie dem
Kraftwerksbau

weiter zunehmen.

Schlaglichtartig weiß der FairEnergie-Kunde, wie er mit seinem Strom-, Gas-, Wasser- und
Fernwärmeverbrauch dasteht. Die Stadtwerke Reutlingen sind für diese Art Verbrauchsrech-
nungen vom Landes-Wirtschaftsministerium prämiert worden; jetzt soll die gesamte Kun-
denkommunikation eine solche Aufmachung bekommen. Bild: FairEnergie

Jahresrechnung als Chance
KOMMUNIKATION Stadtwerke Reutlingen bereiten Rechnungen 

und Bescheide optisch auf. Jetzt kommt die restliche Post dran

Mindestens einmal im Jahr hat der Ver-
sorger Kundenkontakt, und der kann uner-
freulich sein: die Jahresabrechnung. Die Fair-
Energie Stadtwerke Reutlingen nutzen sie
als Chance:Sie vergleichen grafisch aufberei-
tet seit Anfang diesen Jahres den Verbrauch
mit den Vorjahren und mit den Durch-
schnittshaushalten und zeigen bei Strom
den Energieträgermix im Vergleich zum Ver-
sorger und zu Deutschland insgesamt. Auch
Gas- und Fernwärmerechnungen sowie
Wasserbescheide sind so aufgemacht. 

Die Reaktionen der Kunden seien „sensa-
tionell“, berichtet Günter Stumpfernagel von
FairEnergie. Die Stadtwerke ziehen die Kon-
sequenz, in den nächsten Monaten ihren ge-
samten Schriftverkehr mit den Kunden so
aufmachen. Mit dem Konzept zu den Rech-
nungen war FairEnergie Ende 2009 im Wett-
bewerb „Innovative Stromrechnung“ des ba-

den-württembergischen Wirtschaftsminis-
teriums neben anderen Versorgern prämiert
worden.

Die neue Art Verbrauchsabrechnung
nennt sich in der Werbesprache „Transpro-
mo“, einer Zusammensetzung aus „transac-
tion“ und „promotion“. Rechnungen oder
Kontoauszüge werden mit Werbebotschaf-
ten ergänzt, die aber nicht separat beigelegt
werden, sondern Teil des Ursprungsdoku-
ments werden. Transpromo erfordert, so die
Wikipedia, eine Kombination aus Kunden-
pflegesystem (Customer Relationship Ma-
nagement), systematischer Datennutzung
(Data Mining) und individualisierten Druck-
prozessen. Im Reutlinger Fall kam die  Trans-
promo-IT von profiforms und wurde in die
Erstellung, Generierung, Steuerung und Ver-
teilung der Ausgangspost (das Output Ma-
nagement) eingebaut.

i. O. CvD Hiesinger 01.06.11
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